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Es ist zweifellos eine Aufgabe von nationalem 

Ausmaß, womöglich gar vergleichbar mit jener der 

Realisierung der Deutschen Einheit 1989/90 1: Die 

Integration eines Großteils von Flüchtlingen, von 

denen allein im Kalenderjahr 2015 knapp 890.000 

nach Deutschland kamen, um Schutz vor Krieg und 

Verfolgung, vor Hunger und Not, aber auch wirt­

schaftlichem Elend zu suchen. Tatsache ist, dass  

diese Integrationsaufgabe vor allem in den Kommu­

nen – „vor Ort” – zu bewältigen sein wird. 

Die Erfahrungen, Einschätzungen und Prognosen 

hinsichtlich der Bewältigung dieser Herausforderungen 

sind, kaum verwunderlich, unterschiedlich – je nach 

politischer Handlungs- und Verantwortungsebene, je 

nach Perspektive und Partei. In der kommunalen All­

tagspraxis sind sehr viel ehrenamtliches Engagement 

und eine enorme Solidarität seitens der Bürger für 

Flüchtlinge zu beobachten, auch mehr als ein Jahr 2 

nachdem der massenhafte Zustrom einsetzte und 

Bundeskanzlerin Angela Merkel die erfolgreiche Be­

wältigung der damit verbundenen Herausforderungen 

prognostizierte: „Wir schaffen das!”. Laut dem Gene­

rali Engagementatlas 2015 gab es bundesweit 2015 

insgesamt 3.408 von Ehrenamtlichen betriebene Ein­

richtungen in 1.289 Städten. 3 Einer Studie des Deut­

schen Instituts für Demokratische Entwicklung und 

Soziale Integration (DESI) vom Mai 2016 zufolge ga­

ben 80 Prozent der Kommunen über alle Gemeinde­

größen hinweg an, dass sie die Bedeutung des ehren­

amtlichen Engagements in der Flüchtlingspolitik als 

„sehr hoch” bzw. „hoch” einschätzen. 4 Eine Umfrage 

der EKD vom August 2016 ergab, dass über 88 Pro­

zent der Befragten der Aufnahme von Flüchtlingen  

in existentieller Not positiv gegenüberstehen. 5 Auf  

der anderen Seite gibt es beschämende gewalttätige 

Übergriffe auf Flüchtlingsunterkünfte mit fremden­

feindlichem Hintergrund. Die Zahl rechtsextremistisch 

motivierter Gewalttaten ist laut Verfassungsschutz­

bericht im Jahr 2015 um mehr als 42 Prozent auf 

1.408 Fälle im Vergleich zum Vorjahr angestiegen, 6 

was der Bericht u. a. in einen Zusammenhang mit der 

Flüchtlingskrise stellt 7. Zwischen beiden Polen – groß­

em ehrenamtlichen Engagement auf der einen und 

punktueller fremdenfeindlicher Gewalt auf der ande­

ren Seite – herrschen differenzierte Einschätzungen 

und Verhaltensweisen vor. 8 

Die offen demonstrierte Solidarität mit Flüchtlingen 

sowie die hohe Spendenbereitschaft werfen ein sehr 

positives Licht auf das zivilgesellschaftliche Engage­

ment der Deutschen. Doch die Wahlerfolge der Alter­

native für Deutschland (AfD) und das kaum überhör­

bare Murren in der Bevölkerung über die Folgelasten 

der Flüchtlingskrise lassen Sorgen aufkommen, wie es 

um die Solidarität mit Flüchtlingen auf Dauer bestellt 

sein wird. Eine repräsentative Umfrage der Universität 

Bielefeld im Auftrag der Mercator-Stiftung vom Juli 

2016 ergab, dass die Zustimmung zur Willkommens­

kultur bei Menschen ohne Migrationshintergrund vom 

Jahreswechsel 2013/14 zum Jahreswechsel 2015/16 

von 39,5 auf 32,2 Prozent gesunken ist. 9 Klar ist:  

Das Thema wird keine politische „Eintagsfliege” sein, 

sondern Politik, Wirtschaft und Gesellschaft in der 

Bundesrepublik substantiell noch auf Jahre hinaus 

beschäftigen.

Bei der Bewältigung der verschiedenen Herausforde­

rungen, an deren Gelingen die politisch Verantwort­

lichen – voran die Bundeskanzlerin – keinen Zweifel 

hegen, 10 stehen vor allem – neben übergeordneten 

bundes- und landespolitischen Rahmungen – die 

Kommunen im Mittelpunkt, denn hier wird konkret 

„vor Ort” die Kärrnerarbeit geleistet. Die Kommunen 

haben sich in einem Positionspapier des Deutschen 

Städte- und Gemeindebunds vom Juni 2015 klar  

zur ihrer Verantwortung bekannt, zugleich aber auch 

Unterstützung eingefordert: „Die deutschen Städte 

und Gemeinden bekennen sich zu ihrer humanitären 

Verpflichtung, Bürgerkriegsflüchtlinge und Asylbewer­

ber aufzunehmen und ihnen zu helfen. Andererseits 

dürfen die Kommunen aber auch nicht überfordert 

werden.” 11

Erkenntnisleitende Fragestellungen

Eingedenk dieser Einschätzungen fragt die vorlie­

gende Studie nach Potenzialen und Problemen der 

Kommunen, wie all jene Flüchtlinge, die aus unter­

schiedlichen Gründen eine Bleibeperspektive haben, 

in die deutsche Gesellschaft zu integrieren sind. Es 

geht um „Integration vor Ort”, mithin um die kommu­

nale Fokussierung eines Themas, das wiederum ohne 

die (über)regionalen, nationalen, europäischen und 

internationalen Bezüge nicht angemessen analysiert 
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werden kann. Was ist neu an den gegenwärtigen 

Herausforderungen? Welche Erfahrungen liegen zeit­

historisch vor? Welche Entwicklung hat die praktische 

Integrationspolitik in Deutschland genommen? Was 

sind die nationalen, was sind die europäischen bzw. 

internationalen Dimensionen? Vor welchen konkreten 

Herausforderungen und Hürden stehen die Kommu­

nen? Unter welchen Rahmenbedingungen agieren sie? 

Wo liegen die größten Schwierigkeiten im Alltag –  

sowohl in finanzieller wie auch in struktureller Hin­

sicht? Welche Bedeutung kommt dem ehrenamtlichen 

Engagement in diesem Zusammenhang zu und wie 

kann dieses sinnvoll mit der Arbeit der offiziellen 

kommunalpolitischen Stellen verzahnt werden? Aber 

auch – weitergehend – über die Überwindung akuter 

Probleme hinaus: 

Wie kann aus einer bloßen Duldung bzw. Akzeptanz 

von Flüchtlingen „in der Nachbarschaft” eine wirk- 

liche Integration in das Stadt- bzw. Gemeindeleben 

werden? Welchen Mehrwert – gerade im Kontext der 

­Herausforderungen „Demografie” und „Fachkräfte­

mangel” – kann eine erfolgreiche Integration von ge­

flüchteten, asylsuchenden Menschen für Kommunen 

haben – sowohl in gesellschaftlich-kultureller wie in 

wirtschaftlicher Hinsicht? 12

Gliederung

Um das Terrain zur Beantwortung dieser Fragen ab­

zustecken, wird nach einer zeithistorischen Verortung 

des Themas Flucht und Vertreibung im Sinne einer 

Ortsbestimmung der Gegenwart ein Blick auf die 

Entwicklung der Integrationspolitik in der Bundesre­

publik Deutschland unternommen (ab Seite 14), um 

anschließend die aktuellen politischen Dimensionen, 

national wie europäisch, im Kontext zu fokussieren 

(ab Seite 29). Diese beiden Kapitel stellen die Rah­

mungen dar, in die die kommunale Flüchtlingspolitik 

eingefasst ist. Deren Herausforderungen stehen im 

Mittelpunkt von Kapitel 4 – das Herzstück der vor­

liegenden Untersuchung. Abschließend werden eine 

Bilanz gezogen und konkrete Handlungsempfehlungen 

formuliert (Kapitel 5).

Ein wichtiges Untersuchungsanliegen besteht darin, 

herauszufinden, welche Maßnahmen sich zur Bewäl­

tigung der aktuellen Herausforderungen „vor Ort”  

als erfolgversprechend erweisen können. In diesem 

Zusammenhang kommt der Darlegung ausgewählter 

Best-Practice-Modelle ein ganz besonderer Stellenwert 

zu. Gut formulierte Konzepte sind zwar wichtig, 

bleiben jedoch erst einmal „graue Theorie”, wenn  

sie nicht anhand konkreter Fallbeispiel praktisch „mit 

Leben gefüllt” werden. Aus diesem Grund nimmt die 

Darlegung und Analyse von Best-Practice-Fallbeispie­

len einen besonderen Schwerpunkt in dieser Studie 

ein. Um ein möglichst facettenreiches Bild der Arbeit 

in den Kommunen zu bekommen, waren bei der 

Auswahl der Fallbeispiele folgende Kriterien leitend: 

n	Es sollten sowohl kleinere als auch größere 

­Kommunen Berücksichtigung finden (Kriterium  

der Größe).

n	Wichtig war ebenfalls, sowohl strukturschwache  

als auch strukturstarke Kommunen zu betrachten 

(Kriterium der ökonomischen Performanz).

n	Weiterhin sollten die ausgewählten Fallbeispiele 

auch in unterschiedlichen Regionen Deutschlands 

(Kriterium der regionalen Variation) untersucht 

werden.

n	Wesentlich war zudem, dass es sich um innovative 

Projekte handelt, die das Etikett „Best Practice” 

auch tatsächlich verdienen (Kriterium der Inno­

vation). 

Auf der Grundlage dieser Variablen wurden folgende 

Fallbeispiele identifiziert: die Gemeindeinitiative  

„Ich bin ein Viernheimer” im hessischen Viernheim, 

das vom Deutschen Verkehrssicherheitsrat initiierte 

Projekt „German Road Safety” in Berlin, die ehren­

amtlichen Soziallotsen in Bernburg (Saale) in Sach­

sen-Anhalt, das Projekt „Work and Integration for 

Refugees (W.I.R.) der Handelskammer Hamburg 

sowie das von der Stadt Geestland (Niedersachsen) 

und der „AWO Soziales Leben GmbH” ins Leben geru­

fene Projekt „Flüchtlingsfirma”. Darüber hinaus haben 

sich zwei Studierende der Hochschule Bonn/Rhein-

Sieg im Rahmen eines Feldforschungsprojekts mit der 

Flüchtlingspolitik der Stadt Hennef auseinandergesetzt 

und ein eigenes Kapitel für diese Studie abgefasst. 

Mit Hilfe dieser praxisnahen Beispiele sollen Hand­
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lungsperspektiven und übertragbare Elemente auch 

für andere Kommunen aufgezeigt werden. Die Fall­

beispiele und Interviews vor Ort ergänzend wurden 

auch Gespräche mit verschiedenen Experten geführt, 

die Eingang in diese Studie gefunden haben. Ein 

herzlicher Dank dafür gilt Frau Eva Welskop-Deffaa, 

Mitglied im ver.di-Bundesvorstand, Herrn Dr. Gerd 

Landsberg, dem Geschäftsführer des Deutschen 

Städte- und Gemeindebunds (DStGB) sowie Herrn  

Dr. Ulf Rinne vom Institut Zukunft der Arbeit (IZA).

Definitionen

Der Integrationsbegriff ist seit jeher ein umstrittener, 

weil häufig nicht einheitlich verwendeter Begriff des 

politischen Diskurses. Hinzu kommt, dass dieser, wie 

viele weitere politikwissenschaftliche Schlüsselbegriffe 

auch, sowohl als wissenschaftliche Analysekategorie 

wie auch als politischer Kampfbegriff Verwendung 

­findet. 13 Dass er sowohl eine deskriptive als auch eine 

normative Dimension umfasst, ist als solches nicht 

ungewöhnlich, trägt aber mit dazu bei, dass er im po­

litischen Diskurs oftmals diffus und unscharf verwen­

det wird. Geht man von der lateinischen Wurzel aus, 

so meint Integration zunächst die „Wiederherstellung 

eines Ganzen”. Nach der aus systemtheoretischer 

Perspektive entwickelten Definition des Soziologen 

Hartmut Esser besteht Integration im „Zusammenhalt 

von Teilen in einem systemischen Ganzen”. 14 Als Ge­

genbild hierzu entwirft er den Zerfall der Gesellschaft 

und ihre Segmentation. Während Esser den Fokus 

recht stark auf die Assimilation, also die Anpassung 

der Migranten an die Gegebenheiten der Aufnahme­

gesellschaft legt, in der er die einzige Möglichkeit 

sieht, um soziale Konflikte und Segmentation einzu­

dämmen, plädiert der Soziologe Rainer Geißler für 

den Mittelweg der interkulturellen Integration. Zum 

einen sei diese humaner, da Migranten ein Bedürfnis 

danach hätten, ihre Herkunftskultur zu pflegen; zum 

anderen dürfe man den kulturellen Reichtum nicht 

„wegassimilieren”, sondern müsse die interkulturellen 

Potenziale nutzen. 15 Der rein assimilative Gedanke  

ist im heutigen Integrationsdiskurs kaum mehr vor­

zufinden und wird auch von der Politik nicht länger 

als zielführend erachtet. Allerdings, so die Auffassung 

des Sozialwissenschaftlers Berthold Löffler, trete im­

mer deutlicher zu Tage, dass eine Integrationspolitik, 

die lediglich die deutsche Sprache und das abstrakte 

Grundgesetz als groben Rahmen vorgebe, zu wenig 

sei, um eine für die Gesellschaft gemeinschaftsstif­

tende, verbindende Wirkung zu haben. 16

Der der folgenden Studie zugrundeliegende Integra­

tionsbegriff geht in seinem Grundverständnis von 

einem kulturellen Pluralismus aus, der die Akzeptanz, 

die Wertschätzung und den Respekt gegenüber 

kultureller und religiöser Vielfalt nach dem Prinzip  

der „Einheit-in-Verschiedenheit” voraussetzt. Inte­

gration ist zu verstehen als Wechselwirkung zwischen 

der Mehrheits- und der Minderheitsgesellschaft mit 

Anforderungen auf beiden Seiten. Integration fokus­

siert eine doppelte „Bringschuld”: eine der Zuwande­

rer im Sinne der unabdingbaren Bereitschaft zur Inte­

gration sowie eine des deutschen Staates im Sinne 

entsprechender Angebote der Integration. Politisch 

gilt das Prinzip eines Förderns und Forderns. Inte­

gration vollzieht sich dabei nicht in einem wertelosen 

Raum. So bilden die deutsche Sprache und die Werte 

der freiheitlich-demokratischen Grundordnung 17 den 

Rahmen, in dem Integration sich entfalten kann. 18

Im Jahr 1952 legte das Bundesverfassungsgericht  

in seinem Urteil zum Verbot der Sozialistischen 

Reichspartei fest, welche Prinzipien im Kern unser 

Gemeinwesen ausmachen. 19 Es sind mehr als nur 

Begriffe, es sind die Werte der liberalen Demokratie, 

der Freiheit, der Gleichheit und des Pluralismus. Diese 

pluralistische Offenheit darf nicht nur auf dem Papier, 

in Artikeln und Paragraphen existieren; diese funda­

mentalen Werte müssen tagtäglich im sozialen Mit­

einander gelebt werden. Daraus entwickelt sich eine 

Offenheit gegenüber der Vielfalt – an Meinungen, an 

Kulturen, an Religionen – und eine gelebte demokra­

tische Werteorientierung, die – fundamental grund­

gesetzlich verankert – verbindender Bestandteil und 

Kitt dieser Gesellschaft ist. Um diese gelebte Kultur 

der Anerkennung zu verankern, spielt Bildung, vor 

allem auch politische Bildung, eine wesentliche Rolle. 

So wie die Sprache gilt es auch die demokratischen 

Werte dieser Gesellschaft anschaulich und lebendig  

zu vermitteln, um die Basis, den fruchtbaren Boden 

für Integration zu schaffen. 20

Grundsätzlich ist wichtig, zwei Dimensionen der 

Integration zu unterscheiden: die strukturell-funktio­

nale und die kulturell-identifikatorische Integration. 

Strukturell-funktionale Integration meint die poli­

tische, rechtliche und sozio-ökonomische Teilhabe  

in allen Institutionen und Gesellschaftsbereichen der 

Mehrheitsgesellschaft. Kulturelle Integration beinhal­

tet die emotive, identifikatorische Bindung an das 

Gemeinwesen. 21 Während erstere die Minimalanfor­

derung einer gelungenen Integration darstellen sollte, 

wäre das Erreichen von zweiter bereits ein deutlich 

anspruchsvollerer Maßstab für gelungene Integration.
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Neben dem Begriff der Integration erfreut sich auch 

der Begriff der Inklusion seit einigen Jahren in der 

sozialwissenschaftlichen und öffentlichen Debatte – 

nicht zuletzt auch in vielen Kommunen – einer gewis­

sen Beliebtheit. Inklusion kann in zweierlei Hinsicht 

verstanden werden: Zum einen gibt es die Verwen­

dungsweise als soziologische Analysekategorie, die in 

einem Zusammenhang mit dem Komplementärbegriff 

Exklusion steht und vor allem in systemtheoretischen 

Ansätzen eine Rolle spielt. Ausgehend von Niklas Luh­

manns klassischer Unterscheidung zwischen Inklusion 

und Exklusion 22 geht es soziologischen Untersuchungen 

dieses Typs um die „Frage der Mitgliedschaft von 

­Personen in Sozialsystemen” 23. Es wird damit in der 

Regel kein normativer Impuls verbunden.

Auf der anderen Seite wird der Inklusionsbegriff zur 

Forderung nach der Herstellung politischer Gleichheit 

verwendet. Diese Gebrauchsweise ist zwar ebenfalls 

in einem wissenschaftlichen Kontext denkbar, ver­

weist aber stärker auf ein normativ grundiertes Kon­

zept. In dieser Weise ist der Inklusionsbegriff gegen 

den Integrationsbegriff in Stellung gebracht worden: 

Der Integrationsbegriff sei nicht anders denkbar,  

als von einer vorgegebenen Gesellschaft her, in die 

hinein integriert würde. Dabei handele es sich auto­

matisch um eine hierarchische Setzung zu Gunsten 

der Heimatgesellschaft, was tendenziell auf ein bevor­

mundendes Verhalten gegenüber Migranten hinaus­

laufe. Der Inklusionsbegriff verweise demgegenüber 

stärker auf ein gleichgestelltes Miteinander zwischen 

der Heimatgesellschaft und den Migranten im Sinne 

einer wechselseitigen Verschränkung von Inklusions­

bemühungen, die von beiden Seiten ausgehen muss. 

Der Inklusionsbegriff vermeide dieser Lesart zufolge 

Exklusionstendenzen und Bevormundung. 24 Dem lässt 

sich entgegenhalten, dass die Situation zwischen Hei­

matgesellschaft und neu Hinzukommenden gleichsam 

von ihrer Natur her stets ein asymmetrisches Ver­

hältnis darstellt. Dies von vorne herein einzugestehen 

bewahrt vielleicht besser vor Exklusion und Bevor­

mundung, als eine Scheinsymmetrie zu unterstellen, 

die so in der Realität nicht gegeben ist. Außerdem 

wird der Inklusionsbegriff in der kommunalen Praxis 

von Behörden und bei den Bürgern in erster Linie mit 

dem Thema Gerechtigkeit für Menschen mit Behinde­

rung assoziiert – dies entsprechend seiner Herkunft 

im Kontext der UNO-Behindertenrechtskonvention 25. 

Aus diesen Gründen wird der Integrationsbegriff an­

stelle des Inklusionsbegriffs der vorliegenden Studie 

analytisch zu Grunde gelegt.

Die kommunalpolitische Forschung zur Integration 

von Flüchtlingen hat verschiedene Ansätze entwickelt, 

um konkrete Kriterien und Maßstäbe für gelingende 

Integration vor Ort zu benennen. Jutta Aumüller und 

Carolin Bretl untersuchen die kommunale Integration 

von Flüchtlingen in ihrer Studie aus dem Jahr 2008 

anhand der Dimensionen Wohnen und Unterbringung, 

Ausbildung, Arbeitsmarktintegration, Gesundheit, So­

ziale Integration sowie Engagement der Flüchtlinge. 26 

In einer Untersuchung zu Integrationspotenzialen in 

kleinen Städten und Landkreisen der Schader-Stiftung 

von 2011 werden die integrationspolitischen Hand­

lungsbereiche von Kommunen in Deutschland anhand 

der Dimensionen Bildung, Arbeit, Freizeit, gesell­

schaftliche und politische Teilhabe und Wohnen analy­

siert. 27 Das Deutsche Institut für Urbanistik teilt das 

Aufgabenspektrum der kommunalen Flüchtlingsarbeit 

in einer Untersuchung von 2015 in vier Themenbe­

reiche ein: Integrationspolitische Handlungskonzepte, 

Erstunterbringung und Wohnraumversorgung, Bildung 

und Arbeitsmarkt, Kommunikation und Bürgerbeteili­

gung. 28

Aufbauend auf diesen Ergebnissen vorangegangener 

Studien zur kommunalen Integrationspolitik, dem La­

gebild der aktuellen kommunalen Herausforderungen 

sowie dem generellen Integrationsverständnis dieser 

Studie, werden vier Kriterien im Herausforderungs­

portfolio der Kommunen als zentral erachtet:

n	das Kriterium von Verteilung, Versorgung und 

­Unterbringung; 

n	das Kriterium der Sprachschulung und Integration 

in das Bildungssystem; 

n	das Kriterium der Integration in den Arbeitsmarkt;

n	das Kriterium der sozialen Einbindung in die 

Zivilgesellschaft. 

Während die drei ersten hier genannten Kriterien Be­

standteil des oben entwickelten struktur-funktionalen 

Verständnisses von Integration sind, ist das letztge­

nannte Kriterium Teil der kulturell-identifikatorischen 

Integration. Allen vier liegt ebenfalls das bereits 

skizzierte Grundprinzip des Förderns und Forderns  

zu Grunde: Die Verteilung, Versorgung und Unter­

bringung, das Angebot von Sprach- und Integrations­

kursen sowie die Bereitstellung struktureller Rahmen­

bedingungen für die Arbeitsmarktintegration verwei­

sen auf die „Holschuld” des Staates; die Bereitschaft, 

an Sprach- und Integrationskursen teilzunehmen, 

eine zumutbare Arbeit aufzunehmen und sich in das 

zivilgesellschaftliche Leben einzubringen, ist hingegen 

als „Bringschuld” auf Seiten der Migranten zu veror­

ten. Die Einbindung in die Zivilgesellschaft wiederum 
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kann von staatlicher Seite zwar gefördert, aber nicht 

erzwungen werden. Ohnehin muss darauf hingewie­

sen werden, wie eng verzahnt diese vier Kriterien 

bzw. Faktoren in der konkreten kommunalen Praxis 

sind; sie werden in dieser Studie nur aus systema­

tischen Gründen getrennt voneinander betrachtet.

Forschungsstand

Mehr als drei Jahrzehnte fristete die Migrationsfor­

schung eher ein Nischendasein; im Zuge der aktu­

ellen Flüchtlingssituation hat sie einen enormen 

­Bedeutungszuwachs erfahren. Zur spezifischen Rolle  

der Kommunen in diesem Zusammenhang existieren 

verschiedene Studien, die auch Eingang in diese 

Untersuchung gefunden haben: Die bereits erwähnte 

Umfrage des Instituts für Demokratische Entwicklung 

und Soziale Integration (DESI) in Städten, Landkrei­

sen und Gemeinden vom Frühjahr 2016, 29 eine Studie 

zu Flüchtlingen und Asylsuchenden in den Kommunen 

des Deutschen Instituts für Urbanistik (Difu) von  

Ende 2015, 30 eine insbesondere die Bedeutung der 

Bildung thematisierende Analyse von Ludger Wöß­

mann 31 sowie der ebenfalls bereits genannte Generali 

Engagement Altlas 2015 32 sind an dieser Stelle als für 

die Fragestellungen der Studie besonders ergiebige 

Quellen hervorzuheben. Und doch: In mancherlei 

Hinsicht fristet die kommunale Integrationsforschung, 

zumal in der Politikwissenschaft, nach wie vor ein 

Schattendasein. Sie wird zudem zu selten mit der 

soziologischen und historischen Migrationsforschung 

verknüpft. Zu dieser notwendigen Verknüpfung kann 

die vorliegende Studie allenfalls einen bescheidenen 

Beitrag leisten. Ihr Anspruch ist vielmehr ausgerichtet 

darauf, einen Überblick zu bieten über die Dimensio­

nen der Integrationsherausforderungen der Kommu­

nen – „vor Ort”.
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In historischer Perspektive gehören Flucht und Ver­

treibung seit Menschengedenken zum grundlegenden 

kulturellen Erfahrungsschatz. Die Vertreibung Adams 

und Evas aus dem Paradies steht im Buch Genesis 

des Alten Testaments; die Flucht der Heiligen Familie 

nach Ägypten ist ein zentrales Motiv zu Beginn des 

Neuen Testaments. Auch die Homerschen Epen Ilias 

und Odyssee verarbeiten vielfach Flucht- und Vertrei­

bungserfahrungen. Eine umfassende Völkerwanderung 

markiert den Übergang von der Antike hin zum Mittel­

alter. Diese nur kursorischen Andeutungen mögen 

genügen, um zu unterstreichen, dass es sich um ein 

Thema von globalhistorischen Ausmaßen handelt. 

Blickt man auf die Gegenwart, so ist die Zahl der 

Menschen, die vor kriegerischen Auseinandersetzun­

gen und Verfolgungen fliehen, laut Flüchtlingshilfs­

werk der Vereinten Nationen (UNHCR) aktuell so  

hoch wie nie zuvor in der Geschichte. Für Ende 2015 

sind 65,3 Millionen Menschen weltweit auf der Flucht 

belegt, 2014 waren es 60 Millionen Menschen, zehn 

Jahre zuvor 37,5 Millionen Menschen. Die Steigerungs­

rate von 2013 auf 2014 ist die höchste, die jemals 

vom UNHCR gemessen wurde – im Jahr 2015 sind 

noch einmal weitere fünf Millionen dazu gekommen. 

Stellt man die Gesamtzahl von 65,3 Millionen in Rela­

tion zur Weltbevölkerung von 7,35 Milliarden, so war 

Ende 2015 jeder 113. Mensch auf der Flucht. Unter 

ihnen warteten ebenfalls bis zum Stichtag Ende 2015 

3,2 Millionen Flüchtlinge auf die Bearbeitung ihres 

Asylantrags, was gleichfalls einen Rekordwert darstellt. 

Unterteilt man die erfassten Flüchtlinge in Menschen, 

die außer Landes fliehen und in Binnenflüchtlinge,  

so relativiert sich die Zahl: Etwa zwei Drittel sind Bin­

nenflüchtlinge, nur etwa ein Drittel war gezwungen, 

das Heimatland zu verlassen. Neben dem Bürgerkrieg 

in Syrien sind vor allem die Krisenherde im Irak, im 

Südsudan, in der Zentralafrikanischen Republik, in 

Burundi, im Jemen, in der Ukraine und in Myanmar 

verantwortlich. 33

Aus Platzgründen kann auf die vielfältigen Ergebnisse 

der Forschung zu Flucht und Vertreibung im Europa 

des 20. Jahrhunderts 34 als historiografischem Unter­

suchungsgegenstand nicht eingegangen werden. 

Nützlich zur Orientierung sind die drei Phasen und 

sechs übergreifenden Ursachen des Vertreibungsge­

schehens, die Philipp Ther herausgearbeitet hat: Eine 

erste Phase reicht von den Balkankriegen 1912/13 bis 

zum Abkommen von Lausanne 1923, das u. a. den 

Griechisch-Türkischen Krieg beendete und Umsied­

lungen von Millionen Menschen regelte; eine zweite 

Phase wird durch die Politik des nationalsozialis­

tischen Deutschlands und deren Konsequenzen 

­zwischen 1938 und 1948 markiert; eine dritte Phase 

lässt sich auf dem Balkan der 1990er Jahre ausma­

chen. Aus der vergleichenden Untersuchung der ver­

schiedenen historischen Einzelphänomene destilliert 

Ther sechs synthetisierende Ursachen heraus:  

(a) die Entwicklung eines ethnisch homogenen 

­Nationsverständnisses; (b) die Bildung moderner, 

zentralistischer Nationalstaaten; (c) die Ausgrenzung 

von Minderheiten durch die Majoritätsbevölkerung; 

(d) die „Bevölkerungspolitik” nationalisierender Staa­

ten und totalitärer Diktaturen; (e) die Reziprozität 

zischen Kriegen und Vertreibungsphänomenen sowie 

(f) die spezifischen historischen Akteure, die für 

aktive Vertreibungen eintraten. 35

Claus Leggewie und Anne Lang zählen das Stichwort 

„Vertreibungen” neben den weiteren Topoi „Holo­

caust” (als negativer Gründungsmythos Europas), 

„Sowjetkommunismus”, „Kriegs- und Krisenerinne­

rungen”, „Kolonialismus”, „Einwanderungsgeschichte” 

und „Erfolgsgeschichte” zu den von ihnen identifizier­

ten sieben „Kreisen” der europäischen Erinnerung. 36 

Ob sich aus den jeweiligen nationalen Nachkriegs­

erzählungen einmal so etwas wie eine gesamteuro­

päische Erinnerungskultur herauskristallisieren wird, 37 

bleibt zwar bis auf Weiteres abzuwarten, jedoch ist 

unzweifelhaft, dass Flucht- und Vertreibungserfah­

rungen zum geteilten Erinnerungsschatz vieler euro­

päischer Nationen gehören.

Als Folge des vom nationalsozialistischen Deutschland 

begonnen Zweiten Weltkriegs wurden Millionen von 

Menschen vertrieben, zwangsumgesiedelt oder muss­

ten flüchten. 38 Die beiden Schlagwörter „Flucht” und 

„Vertreibung” beziehen sich in der erinnerungskultu­

rellen Debatte in Deutschland zumeist auf das Ver­

treibungsgeschehen im 20. Jahrhundert und dabei 

insbesondere auf die Flucht und Vertreibung von 

Deutschen nach dem Zweiten Weltkrieg. Sie werden 

dabei in der Regel als Sammelbegriff für folgende 

Einzelkomplexe verwendet: die Evakuierungen ab 

dem Herbst 1944, die Flucht ab dem Frühjahr 1945, 

die partielle Rückkehr in die Wohngebiete, die Depor­

tation in die Sowjetunion, die Einrichtung von Inter­

nierungslagern und die Ausweisungen in den Folge­

jahren. 39 Es waren mehr als 17 Millionen Deutsche, 

Flucht und Vertreibung im nationalen  
und internationalen Kontext
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die vor dem Krieg in den Ostprovinzen sowie in Polen, 

den baltischen Staaten, Danzig, Ungarn, Jugoslawien 

und Rumänien lebten. Nach neueren Forschungen 

wurden mehr als 14 Millionen Deutsche zwischen 

1944/45 und 1950 Opfer von Flucht und Vertreibung, 

zwei Millionen von ihnen starben auf der Flucht. 40

Flucht und Vertreibung sind mithin nicht nur Themen 

der internationalen und europäischen Politik, sie sind 

spezifisch deutsche Themen. 41 Flucht und Vertreibung 

stehen an der Wiege der Gründung der zweiten De­

mokratie auf deutschem Boden. 42 Doch Flucht und 

Vertreibung als Herausforderung deutscher Geschich­

te greifen historisch weiter zurück. Man denke exem­

plarisch an die zweite Hälfte des 17. Jahrhunderts,  

als unter anderem Preußen eine im Vergleich zu 

seiner damaligen Gesamtbevölkerung enorme Zahl 

protestantischer Franzosen, die im katholischen Fran­

kreich um ihr Leben und ihre Existenz bangen muss­

ten, aufgenommen hat. Damals kamen ca. 20.000 

Hugenotten nach Brandenburg-Preußen und stellten 

etwa ein Drittel der Bevölkerung Berlins. Die Aufnah­

me und Integration der Hugenotten verlief zunächst 

nicht gänzlich ohne Konflikte. Und doch zeigt dieses 

frühe Beispiel von Flucht und Migration bei aller Un­

terschiedlichkeit zur Situation heute besonders deut­

lich, dass Zuwanderung mittel- und langfristig einen 

Gewinn für eine Gesellschaft darstellen und zu einem 

maßgeblichen Wachstumsfaktor werden kann. Ein 

weiteres Beispiel sind die zahlreichen polnischen Zu­

wanderer, die sich nach dem deutsch-französischen 

Krieg 1870/71 im Ruhrgebiet angesiedelt haben.

Trotz dieser frühen historischen Beispiele dürften 

Flucht und Vertreibung während und infolge des 

Zweiten Weltkriegs die dominante Bezugsgröße dar­

stellen. Sie verbinden Chiffren von Schuld, Verant­

wortung und Herausforderung – Flucht und Vertrei­

bung als Herausforderungen jener „Nation ohne Haus” 

(Adolf M. Birke) 43, die in dem ersten Jahrzehnt seit 

Gründung der Bundesrepublik und lange darüber 

hinaus mit der Aufgabe und der Herausforderung  

von Integration der geflohenen und vertriebenen 

Deutschen konfrontiert war. 44 Die Flucht aus der 

zweiten deutschen Diktatur ist ebenfalls ein wesent­

liches Element deutscher Teilungs- und Nachkriegs­

geschichte. Flucht, Vertreibung und Integration  

mithin als „deutsche” Themen, vor 70 Jahren  

genauso wie heute, wenn auch, in der Gegenwart,  

vor verändertem Horizont und anderen Vorzeichen.
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